
 

  

S 5 KR 480/12

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Künstlersozialversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Künstlersozialversicherung

Versicherungspflicht
gemischte Tätigkeit
Tätigkeitsschwerpunkt
Lektor von wissenschaftlichen Texten
Übersetzer von wissenschaftlichen Texten
Publizist

Leitsätze 1. Die Einordnung einer aus mehreren
Arbeitsgebieten zusammengesetzten
Tätigkeit (sog gemischte Tätigkeit) als
künstlerische bzw publizistische Tätigkeit
bemisst sich anhand des Gesamtbildes
nach ihrem Schwerpunkt, der sich bei der
erstmaligen Aufnahme der Tätigkeit unter
Berücksichtigung des
Berufsanfängerprivilegs regelmäßig nicht
allein aus einzelnen, zuerst akquirierten
Aufträgen erschließt.
2. Lektoren von wissenschaftlichen
Texten sind regelmäßig Publizisten.
3. Übersetzer von wissenschaftlichen
Texten werden publizistisch tätig, wenn
sie nicht nur Tatsachen, Nachrichten oder
Anleitungen ohne sprachlichen
Gestaltungsspielraum wiedergeben.

Normenkette KSVG § 2 S 2 F: 2001-06-13
KSVG § 2 S 2 F: 2011-12-22
KSVG § 3 Abs 2
UrhG § 3 S 1
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Datum 23.11.2017

3. Instanz

Datum 04.06.2019

Â 

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 23. November 2017 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat der
KlÃ¤gerin die Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

1

Die Beteiligten streiten um die Versicherungspflicht der KlÃ¤gerin in der
KÃ¼nstlersozialversicherung (KSV) ab September 2011.

2

Die KlÃ¤gerin ist examinierte Theologin und studierte zusÃ¤tzlich Ethnologie und
Soziologie. Sie sammelte Berufserfahrung ua als Lektorin und Redakteurin bei
einem Verlag sowie als wissenschaftliche Mitarbeiterin und Lehrbeauftragte einer
UniversitÃ¤t, bevor sie ab 26.9.2011 ihre Arbeitslosigkeit durch die Aufnahme einer
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit beendete. FÃ¼r diese TÃ¤tigkeit erhielt sie einen
monatlichen GrÃ¼ndungszuschuss von der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit. Bei der
beklagten KÃ¼nstlersozialkasse (KSK) meldete sie die selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
als Publizistin an und beantragte die Feststellung ihrer Versicherungspflicht in der
KSV ab diesem Tag. Sie erklÃ¤rte dazu, die TÃ¤tigkeit erstrecke sich auf die
Bereiche Grafikdesign/Layout (etwa 5 %), Schriftstellerin (etwa 10 %),
wissenschaftliche Autorin (etwa 10 %), Lektorat und Ã�bersetzungen von Literatur
(etwa 70 %) und Lektorat/Ã�bersetzungen keine Literatur (bis zu 5 %).

3

Die Beklagte lehnte die Feststellung der KÃ¼nstlersozialversicherungspflicht ab,
weil es an der ErwerbsmÃ¤Ã�igkeit der TÃ¤tigkeit gemÃ¤Ã� Â§ 1 Nr 1
KÃ¼nstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) fehle. Die TÃ¤tigkeit mÃ¼sse auf die
Erzielung von Einkommen zur Bestreitung des Lebensunterhalts gerichtet sein.
FÃ¼r das Jahr 2011 habe die KlÃ¤gerin lediglich EinkÃ¼nfte fÃ¼r die TÃ¤tigkeiten
â��Indexierungâ�� sowie â��redaktionelle UnterstÃ¼tzung und Korrekturlesenâ��
nachgewiesen. FÃ¼r das Jahr 2012 seien nur Einnahmen von 250 Euro fÃ¼r das
Korrektorat und die Formatierung einer Masterarbeit belegt. Orthographische und
grammatikalische Korrekturen seien ebenso wenig publizistische TÃ¤tigkeiten iS
des KSVG wie Bearbeitungen von Promotions- oder Habilitationsschriften (Bescheid
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vom 14.5.2012; Widerspruchsbescheid vom 13.8.2012).

4

Mit ihrer dagegen erhobenen Klage hat die KlÃ¤gerin geltend gemacht, aus der
vorÃ¼bergehenden, gesundheitsbedingten Auftragsflaute im FrÃ¼hjahr 2012
kÃ¶nne nicht auf das Fehlen einer erwerbsmÃ¤Ã�ig ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit
geschlossen werden. In den Jahren 2013 und 2014 habe sie wieder Ã¼berwiegend
Einnahmen aus Ã�bersetzung, Lektorat und Korrektorat erzielt. Aufgrund ihrer
akademischen Expertise und ihrer publizistischen Erfahrung habe sie sowohl bei
ihren Ã�bersetzungsarbeiten als auch bei ihren Lektoratsdienstleistungen einen
weiten Gestaltungsspielraum, sodass diese TÃ¤tigkeiten einschlieÃ�lich der
Erstellung eines Sachregisters fÃ¼r ein Fachbuch publizistische Leistungen seien.
Zudem sei sie als Autorin tÃ¤tig und erwarte aus dieser TÃ¤tigkeit hÃ¶here
Einnahmen.

5

Das SG hat die angefochtenen Bescheide der Beklagten aufgehoben und
festgestellt, dass die KlÃ¤gerin seit dem 26.9.2011 als Publizistin der
Versicherungspflicht in der KSV unterliege. Lektoratsarbeiten gehÃ¶rten zu den sog
KatalogtÃ¤tigkeiten des 1972 zum KSVG erstellten Autorenreports und daher
grundsÃ¤tzlich zu den publizistischen TÃ¤tigkeiten. Nach dem Urheberrecht stellten
auch die von der KlÃ¤gerin vor allem ab Mitte 2012 bzw Anfang 2013
Ã¼bernommenen Ã�bersetzungsauftrÃ¤ge und Ã�bersetzungslektorate wegen des
erforderlichen sprachlichen EinfÃ¼hlungsvermÃ¶gens und der stilistischen
FÃ¤higkeiten eigenschÃ¶pferische Leistungen und daher auch publizistische
TÃ¤tigkeiten dar. Als BerufsanfÃ¤ngerin stÃ¼nden die geringen EinkÃ¼nfte der
KlÃ¤gerin ihrer Versicherungspflicht nach Â§ 3 Abs 2 KSVG nicht entgegen. In den
ersten acht Monaten in 2014 hÃ¤tten die Einnahmen der KlÃ¤gerin aus Lektoraten,
Ã�bersetzungen und Ã�bersetzungslektoraten die aus reinen Korrekturarbeiten
deutlich Ã¼berwogen (SG Urteil vom 15.7.2015).

6

Mit ihrer dagegen gerichteten Berufung ist die Beklagte vor dem LSG erfolglos
geblieben. Das Berufungsgericht hat ausgefÃ¼hrt, das Gesamtbild der
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin werde durch publizistische TÃ¤tigkeiten
geprÃ¤gt, auch wenn die Drucksatz-/Layout- und reinen Korrekturarbeiten nicht
dazu zÃ¤hlten. Die KlÃ¤gerin habe aufgrund ihrer hohen akademischen
Qualifikation bei den einzelnen Lektoratsarbeiten ihre persÃ¶nliche Expertise
einbringen kÃ¶nnen und â��echteâ�� Lektorate mit inhaltlicher Bedeutung
vorgenommen. Auch dem Lektorat von Dissertationen oder Habilitationsschriften
fehle nicht der notwendige Ã�ffentlichkeitsbezug, denn diese Schriften seien zur
FÃ¶rderung des wissenschaftlichen Diskurses auf Ã¶ffentliche Verbreitung angelegt.
EigenschÃ¶pferische Leistungen seien auch bei der Erstellung von Sachregistern
sowie bei den von der KlÃ¤gerin ausgefÃ¼hrten Ã�bersetzungsarbeiten und
-lektoraten gefordert. Aus diesen publizistischen und ihren schriftstellerischen
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TÃ¤tigkeiten erwirtschafte die KlÃ¤gerin ihre Ã¼berwiegenden EinkÃ¼nfte. Die
geringen Einnahmen im Jahr 2012 seien Ã¼berwiegend Folge gesundheitsbedingter
EinschrÃ¤nkungen gewesen. Der ernsthafte Wille der KlÃ¤gerin, ihren
Lebensunterhalt nicht nur unwesentlich durch ihre publizistische TÃ¤tigkeit zu
bestreiten, sei von Beginn an nachvollziehbar gewesen â�� nicht zuletzt aufgrund
des bei der Agentur fÃ¼r Arbeit vorgelegten Businessplans. Wegen des
BerufsanfÃ¤ngerprivilegs sei die KlÃ¤gerin in den ersten drei Jahren ihrer TÃ¤tigkeit
nicht versicherungsfrei gewesen und ab dem 26.9.2014 hÃ¤tten ihre EinkÃ¼nfte die
Versicherungsfreigrenze von 3900 Euro jÃ¤hrlich deutlich Ã¼berstiegen (Urteil des
LSG vom 23.11.2017).

7

Dagegen richtet sich die Revision der Beklagten, die eine Verletzung materiellen
Rechts (Â§Â§ 1, 2 KSVG) rÃ¼gt. Sie fÃ¼hrt aus, Versicherungspflicht bestehe nur,
wenn die kÃ¼nstlerische bzw publizistische TÃ¤tigkeit erwerbsmÃ¤Ã�ig, dh zur
Sicherung der wirtschaftlichen Existenz ausgeÃ¼bt werde. Bei der Ã�bersetzung
wissenschaftlicher Texte stehe die KreativitÃ¤t des Ã�bersetzers hinter der des
SchÃ¶pfers des Werks deutlich zurÃ¼ck, da diese Texte keine vom Original
abweichenden Neuformulierungen durch den Sprachmittler erlaubten. Anders als
Ã�bersetzungen belletristischer Literatur seien Ã�bersetzungen wissenschaftlicher
Texte durch eine starke RÃ¼ckbindung an den ausgangssprachlichen Text
geprÃ¤gt, sodass es wissenschaftlichen Ã�bersetzungstÃ¤tigkeiten an einer
hinreichenden eigenschÃ¶pferischen Leistung mangele. Die grundsÃ¤tzliche
Unterscheidung zwischen wissenschaftlichen und literarischen Texten sei
erforderlich, damit nicht in jedem Einzelfall eine sprachwissenschaftliche Expertise
zur eigenschÃ¶pferischen Leistung eingeholt werden mÃ¼sse. Auch bei der
LektoratstÃ¤tigkeit sei zwischen dem Wissenschaftsbereich und dem stilistischen
Lektorat zu differenzieren. Aufgrund der vorgegebenen wissenschaftlichen
Standards sei eine eigenschÃ¶pferische sprachliche Gestaltung eines
wissenschaftlichen Textes ausgeschlossen und eine Leistung, die einer einfachen
journalistischen oder schriftstellerischen TÃ¤tigkeit nahe komme, nicht erkennbar.
Seit der Ã�nderung von Â§ 2 S 2 KSVG mÃ¼sse die TÃ¤tigkeit von Publizisten der
von Schriftstellern oder Journalisten â��Ã¤hnlichâ�� sein. Bei PrÃ¼fungsarbeiten
einschlieÃ�lich Dissertationen und Habilitationsschriften werde der erforderliche
Ã�ffentlichkeitsbezug von anderen Berufungsgerichten verneint.

8

Die Beklagte beantragt, die Urteile des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalens
vom 23. November 2017 und des Sozialgerichts Detmold vom 15. Juli 2015
aufzuheben und die Klage abzuweisen.

9

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

10
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Sie bezieht sich auf die EntscheidungsgrÃ¼nde des Berufungsgerichts und fÃ¼hrt
ergÃ¤nzend aus, ihre selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit bewege sich im Kernbereich des Â§
2 S 2 KSVG. Ihre TÃ¤tigkeit sei der eines Schriftstellers und Journalisten Ã¤hnlich
und alle ihre Werke seien zur VerÃ¶ffentlichung bestimmt. Dies ergebe sich bereits
aus ihrer groÃ�en Verantwortung fÃ¼r die schÃ¶pferischen und individuellen
Ausgangstexte. Sie werde insbesondere aufgrund ihrer Qualifikation und
Sachkenntnis beauftragt. Dies zeige, dass die Auftraggeber ihr einen erheblichen
Gestaltungsspielraum zubilligten. Bei den Ã�bersetzungen handele es sich um
eigene Sprachwerke, bei denen ein Unterscheid zu einem LiteraturÃ¼bersetzer
nicht erkennbar sei. Gerade die Theologie lebe von der Sachkenntnis der Quellen
und von den rhetorischen, intellektuellen und literarischen FÃ¤higkeiten der
Beteiligten.

II

11

Die zulÃ¤ssige Revision der Beklagten ist unbegrÃ¼ndet. Die Vorinstanzen haben
zu Recht die angefochtenen Bescheide der Beklagten aufgehoben und festgestellt,
dass die KlÃ¤gerin seit dem 26.9.2011 als Publizistin der Versicherungspflicht in der
KSV unterliegt.

12

1. Zutreffend macht die KlÃ¤gerin ihr Begehren im Wege einer kombinierten
Anfechtungs- und Feststellungsklage geltend. Da die Beklagte selbst keine
Mitglieder fÃ¼hrt, beschrÃ¤nkt sich ihre Aufgabe insoweit auf die Feststellung der
Versicherungspflicht (vgl zB Â§Â§ 8 Abs 1 S 1, 11 Abs 2 KSVG sowie BSGE 96, 141 =
SozR 4-5425 Â§ 2 Nr 7, RdNr 9).

13

2. MaÃ�geblicher Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung der Sach- und Rechtslage einer
Feststellungsklage ist â�� ebenso wie in der Regel bei der Verpflichtungs- oder
Leistungsklage â�� grundsÃ¤tzlich der Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen
Verhandlung der Tatsacheninstanz (BSG SozR 4-2700 Â§ 215 Nr 2 RdNr 11; BSG
SozR 4-2400 Â§ 22 Nr 4 RdNr 12). Da die KlÃ¤gerin mit der Feststellung der
Versicherungspflicht einen Verwaltungsakt mit Dauerwirkung begehrt (BSGE 115,
29 = SozR 4-5425 Â§ 3 Nr 2, RdNr 19 mwN), kommt es â�� wie bei laufenden
Leistungen â�� auf die Sach- und Rechtslage in dem jeweiligen Zeitraum an, fÃ¼r
den die Feststellung begehrt wird (vgl Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Aufl 2017, Â§ 55 RdNr 21; Â§ 54 RdNr
34).

14

3. Die Voraussetzungen der Versicherungspflicht der KlÃ¤gerin nach dem KSVG
lagen seit dem 26.9.2011 ununterbrochen bis zur letzten mÃ¼ndlichen
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Verhandlung vor dem LSG (hierzu 4.) vor.

15

Nach Â§ 8 Abs 1 KSVG beginnt die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Renten-
und Krankenversicherung sowie in der sozialen Pflegeversicherung mit dem Tag, an
dem die Meldung des Versicherten nach Â§ 11 Abs 1 KSVG eingeht, beim Fehlen
einer Meldung mit dem Tag des Bescheides, durch den die KÃ¼nstlersozialkasse die
Versicherungspflicht feststellt. Sie beginnt frÃ¼hestens mit dem Tag, an dem die
Voraussetzungen fÃ¼r die Versicherung erfÃ¼llt sind.

16

Die Meldung der KlÃ¤gerin ging am 26.9.2011 bei der Beklagten ein. Die
Voraussetzungen einer Versicherung in der gesetzlichen Renten-, Kranken- und
Pflegeversicherung nach dem KSVG lagen bereits an diesem Tag vor. Denn die
KlÃ¤gerin Ã¼bte seit diesem Tag eine publizistische TÃ¤tigkeit iS von Â§ 2 S 2 KSVG
(hierzu a) und b)) erwerbsmÃ¤Ã�ig und nicht nur vorÃ¼bergehend (hierzu c)) aus,
ohne in diesem Zusammenhang einen Arbeitnehmer zu beschÃ¤ftigen (Â§ 1 Nr 1
und 2 KSVG) und ohne einen Tatbestand der Versicherungsfreiheit nach Â§Â§ 3 bis 
5 KSVG zu erfÃ¼llen (hierzu d)).

17

a) Nach Â§ 2 S 2 KSVG in der zu Beginn der selbststÃ¤ndigen publizistischen
TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin bis zum 31.12.2011 geltenden Fassung (durch das Zweite
Gesetz zur Ã�nderung des KÃ¼nstlersozialversicherungsgesetzes und anderer
Gesetze vom 13.6.2001, BGBl I 1027) ist Publizist im Sinne dieses Gesetzes, wer als
Schriftsteller, Journalist oder in anderer Weise publizistisch tÃ¤tig ist oder Publizistik
lehrt. Aus der Ã�ffnungsklausel â��oder in anderer Weise publizistisch tÃ¤tigâ��
sowie aus dem fÃ¼r die freien kÃ¼nstlerischen und publizistischen Berufe in aller
Regel anzunehmenden sozialen SchutzbedÃ¼rfnis folgert der Senat in stRspr, dass
der Begriff des Publizisten weit auszulegen ist (vgl BSGE 96, 141 = SozR 4-5425 Â§
2 Nr 7, RdNr 13; BSGE 78, 118, 120 = SozR 3-5425 Â§ 26 Nr 2 S 4; BSG SozR 3-5425
Â§ 2 Nr 12 S 53 mwN). Die Anerkennung als Publizist setzt nicht voraus, dass die
Person in einem publizistischen Beruf vorgebildet ist oder besondere
WertschÃ¤tzung in Publizistikkreisen genieÃ�t. Auch das Niveau der TÃ¤tigkeit ist
nicht entscheidend. Der Begriff des Publizisten erfasst vielmehr jeden im
Kommunikationsprozess an einer Ã¶ffentlichen Aussage schÃ¶pferisch
Mitwirkenden (vgl BSGE 96, 141 = SozR 4-5425 Â§ 2 Nr 7, RdNr 13 mwN aus der
Rspr und unter Hinweis auf Meyers EnzyklopÃ¤disches Lexikon). Das Wort
â��Publizistâ�� geht zurÃ¼ck auf das lateinische Verb â��publicareâ��, was mit
â��verÃ¶ffentlichenâ�� zu Ã¼bersetzen ist. Weil der Begriff â��Ã�ffentlichkeitâ��
weder aus sich heraus noch nach dem Gesetz eine bestimmte Zahl potentieller
Interessenten oder Adressaten voraussetzt, reicht es grundsÃ¤tzlich aus, wenn das
Werk oder die TÃ¤tigkeit fÃ¼r eine Mehrzahl von Personen bestimmt ist, es sei
denn, der Kreis dieser Personen ist von vorn herein abgegrenzt oder bestimmbar,
wie beispielsweise die Teilnehmer eines konkreten Seminars (vgl BSGE 96, 141 = 
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SozR 4-5425 Â§ 2 Nr 7, RdNr 13).

18

aa) Bei einem aus mehreren Arbeitsgebieten zusammengesetzten gemischten
Berufsbild kann von einer kÃ¼nstlerischen bzw publizistischen TÃ¤tigkeit nur
ausgegangen werden, wenn gerade die kÃ¼nstlerischen bzw publizistischen
TÃ¤tigkeitselemente das Gesamtbild der BeschÃ¤ftigung prÃ¤gen, die Kunst bzw
Publizistik also den Schwerpunkt der BerufsausÃ¼bung bildet (vgl BSGE 96, 141 = 
SozR 4-5425 Â§ 2 Nr 7, RdNr 12; BSG SozR 4-5425 Â§ 2 Nr 8 RdNr 11 mwN). Es ist
grundsÃ¤tzlich nicht zu beanstanden, fÃ¼r die Feststellung des Gesamtbildes der
TÃ¤tigkeit vor allem die Einzelfelder der TÃ¤tigkeit heranzuziehen, mit denen die
Ã¼berwiegenden EinkÃ¼nfte erzielt werden und dort den Schwerpunkt der
TÃ¤tigkeit anzunehmen (vgl BSGE 96, 141= SozR 4-5425 Â§ 2 Nr 7, RdNr 13).

19

bb) Diese MaÃ�gabe gilt allerdings dann nicht, wenn bei der erstmaligen Aufnahme
einer gemischten TÃ¤tigkeit das Gesamtbild nicht allein durch die zuerst
akquirierten AuftrÃ¤ge und die dadurch erzielten Einnahmen maÃ�geblich geprÃ¤gt
wird. Denn auch bei einer konzeptionell auf Ã¼berwiegend
kÃ¼nstlerische/publizistische TÃ¤tigkeiten angelegten SelbstÃ¤ndigkeit kann es
vorkommen, dass sich die anfÃ¤nglichen AuftrÃ¤ge â�� sei es rein zufÃ¤llig oder
wegen der besonderen Anfangssituation â�� auf ein bestimmtes TÃ¤tigkeitsfeld
konzentrieren. Zur Bestimmung des Gesamtbildes der TÃ¤tigkeit in einer
Anfangsphase kÃ¶nnen zwar â�� neben den weiteren das Gesamtbild prÃ¤genden
UmstÃ¤nden â�� auch die zuerst erzielten AuftrÃ¤ge mit herangezogen werden;
solange es aber an einer hinreichenden Anzahl von AuftrÃ¤gen fehlt, kann deren
Verteilung auf kÃ¼nstlerische/publizistische und sonstige TÃ¤tigkeitsbereiche in der
Regel keine Aussage zum Schwerpunkt der TÃ¤tigkeit entnommen werden. WÃ¼rde
dann allein darauf abgestellt, ob die Ã¼berwiegenden EinkÃ¼nfte gerade mit den
kÃ¼nstlerischen bzw publizistischen TÃ¤tigkeitsfeldern erzielt werden, verstieÃ�e
dies gegen das BerufsanfÃ¤ngerprivileg nach Â§ 3 Abs 2 KSVG. Nach dieser
Vorschrift tritt die Pflichtversicherung nach dem KSVG bis zum Ablauf von drei
Jahren nach erstmaliger Aufnahme der TÃ¤tigkeit auch dann ein, wenn daraus
(noch) gar kein Einkommen erzielt wird. Diese Privilegierung berÃ¼cksichtigt
gerade die schwierige Berufsanfangssituation (so auch Brachmann in
Finke/Brachmann/Nordhausen, KSVG, 5. Aufl 2019, Â§ 3 RdNr 21), in der sich eine
neu aufgenommene TÃ¤tigkeit mÃ¶glichweise noch nicht in voller Breite entfalten
konnte. Die Voraussetzungen einer erwerbsmÃ¤Ã�igen und nicht nur
vorÃ¼bergehenden AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit bleiben davon unberÃ¼hrt. Es ist
daher grundsÃ¤tzlich erforderlich und â�� solange keine Versicherungsfreiheit nach 
Â§Â§ 4, 5 KSVG vorliegt â�� fÃ¼r BerufsanfÃ¤nger iS von Â§ 3 Abs 2 KSVG auch
ausreichend, dass durch die selbststÃ¤ndige kÃ¼nstlerische/publizistische
TÃ¤tigkeit Einnahmen in nicht nur unerheblichem Umfang erzielt werden
â��sollenâ�� (so auch Brachmann in Finke/Brachmann/Nordhausen, KSVG, 5. Aufl
2019, Â§ 3 RdNr 22).
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20

cc) Bei BerufsanfÃ¤ngern ist also in erster Linie eine in die Zukunft gerichtete
Betrachtung der Zielrichtung der neu aufgenommenen TÃ¤tigkeit vorzunehmen.
Das gilt sowohl fÃ¼r die Ermittlung der konkreten TÃ¤tigkeitselemente, die
voraussichtlich das Gesamtbild der neu aufgenommenen TÃ¤tigkeit prÃ¤gen
werden, als auch bei der Beurteilung des eigenschÃ¶pferischen Anteils der
einzelnen TÃ¤tigkeitselemente. Auch dies kann sich nicht allein aus vereinzelten
ErstauftrÃ¤gen ergeben. Das Gesamtbild einer neu aufgenommenen TÃ¤tigkeit
zeigt sich vielmehr an der Konzeption der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit. Wesentliche
konzeptionelle Elemente einer neu aufgenommenen selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
ergeben sich in der Regel aus den PlÃ¤nen fÃ¼r die Finanzierung (hier ggf aus dem
Businessplan der KlÃ¤gerin aus September 2011, den sie der Bundesagentur fÃ¼r
Arbeit vorgelegt hat) sowie aus beruflichen Kenntnissen, FÃ¤higkeiten, Erfahrungen
und ggf Kontakten des BerufsanfÃ¤ngers. FÃ¼r die prognostische Beurteilung
kÃ¶nnen zudem neben den eigenen Angaben des BerufsanfÃ¤ngers zB auch
WerbemaÃ�nahmen in Flyern oder ein Internetauftritt herangezogen werden, um
einen Eindruck Ã¼ber das Gesamtbild zu erhalten. Diese Betrachtungsweise
entbindet die Beklagte bei BerufsanfÃ¤ngern von vornherein davon, einzelne
AuftrÃ¤ge, die bereits erzielt werden konnten, auf ihren konkreten
eigenschÃ¶pferischen Gehalt zu prÃ¼fen oder gar SachverstÃ¤ndige zu ihrer
PrÃ¼fung heranzuziehen.

21

b) Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben hat die KlÃ¤gerin am 26.9.2011 eine publizistische
TÃ¤tigkeit aufgenommen. Diese setzte sich nach den unangefochtenen
Feststellungen des LSG (Â§ 163 SGG) Ã¼berwiegend aus LektoratstÃ¤tigkeiten
einschlieÃ�lich dem Erstellen von Sachregistern, Ã�bersetzungen,
Ã�bersetzungslektoraten und schriftstellerischen TÃ¤tigkeiten zusammen. Reine
Korrekturarbeiten sowie Drucksatz- und Layout-Arbeiten blieben dagegen von
untergeordneter Bedeutung, sodass es auf deren Einordnung als publizistische
TÃ¤tigkeit nicht ankommt. Denn das Gesamtbild der TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin wird
auch ohne diese Arbeiten von publizistischen TÃ¤tigkeiten geprÃ¤gt. Alle Ã¼brigen
TÃ¤tigkeitsbereiche der KlÃ¤gerin gehÃ¶ren nÃ¤mlich zur Publizistik iS von Â§ 2 S 2
KSVG. Das ergibt sich fÃ¼r die schriftstellerischen TÃ¤tigkeiten direkt aus dem
Wortlaut von Â§ 2 S 2 KSVG, gilt aber â�� entgegen der Ansicht der Beklagten â��
auch fÃ¼r die Lektorats- und Ã�bersetzungsarbeiten sowie die
Ã�bersetzungslektorate.

22

aa) Der Lektorenberuf gehÃ¶rt regelmÃ¤Ã�ig zu den publizistischen Berufen.

23

(1) Im Zuge der gesetzgeberischen Arbeiten zum KSVG wurde neben dem von der
Bundesregierung in Auftrag gegebenen KÃ¼nstlerbericht eine Ã¤hnliche
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Untersuchung fÃ¼r Publizisten angesprochen. Gemeint war damit â��Der
Autorenreportâ�� (Fohrbeck/Wiesand, Der Autorenreport, 1972), der durch einen
Schriftstellerverband veranlasst und von privater Seite finanziert worden war. In
diesem Report sind Berufszweige genannt, die im Allgemeinen â�� Ã¤hnlich wie die
im KÃ¼nstlerbericht erwÃ¤hnten KÃ¼nstlergruppen â�� als publizistische Berufe
anzuerkennen sind, ohne dass es einer weiteren PrÃ¼fung bedarf, soweit die
erforderliche Nachhaltigkeit ihrer AusÃ¼bung (Â§ 1 Nr 1 KSVG) gesichert ist. Hierzu
gehÃ¶ren neben den als Leitbildern der Publizistik in Â§ 2 S 2 KSVG ausdrÃ¼cklich
genannten Schriftstellern und Journalisten die folgenden Berufe: Dichter, Autoren
fÃ¼r BÃ¼hne, Film, Funk und Fernsehen, Bildjournalisten bzw Bildberichterstatter,
Kritiker, wissenschaftliche Autoren, Redakteure und auch Lektoren (so bereits BSG 
SozR 4-5425 Â§ 2 Nr 9 RdNr 17; vgl BR-Drucks 410/76 unter Bezugnahme auf BR-
Bericht Ã¼ber die 437. Sitzung vom 16.7.1976). Diese Berufe werden auch in Â§ 2
Abs 1 der Verordnung zur DurchfÃ¼hrung des KSVG vom 23.5.1984 (BGBl I 709)
ausdrÃ¼cklich aufgefÃ¼hrt und dem Bereich â��Wortâ�� zugeordnet (vgl
Brachmann, aaO, Â§ 2 RdNr 61).

24

(2) Die von der Beklagten nunmehr vertretene Auffassung, lediglich bei einem
stilistischen Lektorat komme dem Lektor ein hinreichender eigenschÃ¶pferischer
Gestaltungsspielraum zu, wÃ¤hrend beim Wissenschaftslektorat die vorgegebene
wissenschaftliche Methodik eine eigenschÃ¶pferische sprachliche Gestaltung des
Textes durch den Lektor ausschlieÃ�e und eine der journalistischen oder
schriftstellerischen TÃ¤tigkeit nahe kommende inhaltliche Gestaltung und
Aufmachung von Schriftwerken nicht erkennbar sei, vermag der Senat nicht zu
teilen. Gerade bei wissenschaftlichen Texten kann sich die sprachliche Gestaltung
als sehr kompliziert erweisen, da hÃ¤ufig besonders schwierige Inhalte differenziert
und dennoch hinreichend verstÃ¤ndlich darzustellen sind. Das wird vielfach der
Grund dafÃ¼r sein, dass der selbst fachlich versierte Autor einen Lektor beauftragt.
Er kÃ¶nnte sich ansonsten mit der Beauftragung einfacher Korrekturarbeiten nach
bestimmten Vorgaben begnÃ¼gen. Bei hinreichenden wissenschaftlichen
Fachkenntnissen des Lektors kann sich der Autor auch bei einer sprachlichen
Ã�berarbeitung auf die inhaltliche Richtigkeit der Ã�nderungen verlassen. Nicht
umsonst wirbt die KlÃ¤gerin mit ihrer fachlichen Expertise und Ã¼bernimmt das
Lektorat lediglich in diesen Fachbereichen. Zudem arbeitet ein Lektor in der Regel
eng mit dem Autor zusammen. Inhaltliche Umgestaltungen des Textes kÃ¶nnen
dem Autor als Vorschlag oder Anregung unterbreitet und erst nach RÃ¼cksprache
mit ihm in den Text aufgenommen werden. Im Hinblick auf den
eigenschÃ¶pferischen Gestaltungsspielraum lassen sich dabei keine
grundsÃ¤tzlichen Unterschiede zum stilistischen Lektorat erkennen.

25

bb) Der Beruf des Ã�bersetzers, der ebenfalls in Â§ 2 Abs 1 Nr 9 der Verordnung zur
DurchfÃ¼hrung des KSVG vom 23.5.1984 (BGBl I 709) dem Bereich â��Wortâ��
zugeordnet ist, wird nach der auch dem oben erwÃ¤hnten Autorenreport zu
entnehmenden allgemeinen Verkehrsanschauung demgegenÃ¼ber nicht regelhaft
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und nicht ohne Weiteres den publizistischen Berufen zugeordnet, sondern nur dann,
wenn dem Ã�bersetzer ein Gestaltungsspielraum zukommt, der Ã¼ber das rein
Handwerkliche hinausgeht und ihm eine hinreichende eigenschÃ¶pferische Leistung
abverlangt, die Ã�bersetzung also beispielsweise nicht durch einen
Ã�bersetzungsautomaten (vgl BSG SozR 4-5425 Â§ 2 Nr 9 RdNr 17 ff) bzw ein
elektronisches Ã�bersetzungsprogramm erledigt werden kÃ¶nnte (vgl auch
Brachmann, aaO, Â§ 2 RdNr 62, 72). DiesbezÃ¼glich hÃ¤lt der Senat an seiner
Auffassung fest, dass Ã�bersetzer, die wegen ihrer schÃ¶pferischen Leistung den
Schutz des Urheberrechts in Anspruch nehmen kÃ¶nnen, auch das MindestmaÃ� an
schÃ¶pferischer Eigenleistung erbringen, die im KSVG zur Anerkennung von
KÃ¼nstlern und Publizisten erforderlich ist (BSG SozR 4-5425 Â§ 2 Nr 9 RdNr 18).

26

(1) Nach Â§ 3 S 1 Urheberrechtsgesetz (UrhG) werden Ã�bersetzungen und andere
Bearbeitungen eines Werkes â�� unbeschadet des Urheberrechts am bearbeiteten
Werk â�� wie selbststÃ¤ndige Werke geschÃ¼tzt, wenn sie persÃ¶nliche geistige
SchÃ¶pfungen des Bearbeiters sind. Die Ã�bersetzung muss sich daher, um einen
eigenen urheberrechtlichen Schutz zu genieÃ�en, durch eine eigene schÃ¶pferische
Ausdruckskraft vom Originalwerk abheben. Eine gewisse AbhÃ¤ngigkeit vom
Ausgangswerk wird in der nach Â§ 3 UrhG geschÃ¼tzten Bearbeitung aber sogar
vorausgesetzt, weil es sich ansonsten um eine freie Benutzung eines fremden
Werkes nach Â§ 24 UrhG handelt. Es mÃ¼ssen daher zumindest die
schÃ¶pferischen Elemente des Ausgangswerkes auch in der Bearbeitung
wiederkehren (vgl Dreyer in Dreyer/Kotthoff/Meckel/Hentsch, Urheberrecht, 4. Aufl
2018, Â§ 3 RdNr 18 ff, 30 mwN). Die ausdrÃ¼ckliche ErwÃ¤hnung der Ã�bersetzung
in Â§ 3 S 1 UrhG macht schon deutlich, dass ihr im Allgemeinen eine hinreichende
persÃ¶nliche geistige SchÃ¶pfung des Ã�bersetzers zugrunde liegt, wenn es sich
nicht um ganz einfache Ã�bertragungen in eine fremde Sprache handelt. Denn die
neue Sprachform erfordert im Allgemeinen ein besonderes EinfÃ¼hlungsvermÃ¶gen
und eine gewisse sprachliche AusdrucksfÃ¤higkeit. Sie lÃ¤sst sich nicht allein durch
eine mechanische Ã�bertragung der einzelnen Begriffe bewerkstelligen, sondern
muss den Sinngehalt vollstÃ¤ndig erfassen und auch ggf ZwischentÃ¶ne des
Originals wiederzugeben versuchen. Lediglich reinen RoutineÃ¼bersetzungen ohne
Gestaltungsspielraum, etwa von einfachen GeschÃ¤ftsbriefen oder
Gebrauchsanweisungen kann ein hinreichender schÃ¶pferischer Gehalt fehlen (hM
vgl BGH NJW 2000, 140, 141; OLG MÃ¼nchen ZUM 2004, 845, 847; Dreyer in
Dreyer/Kotthoff/Meckel/Hentsch, aaO, Â§ 3 RdNr 24, 39 mwN).

27

(2) Dementsprechend ist der Beruf eines Ã�bersetzers nach der Rechtsprechung
des BSG der Publizistik iS des Â§ 2 S 2 KSVG zuzuordnen, wenn regelmÃ¤Ã�ig
literarische oder kÃ¼nstlerische Texte Ã¼bersetzt werden. Geht es hingegen um
Ã�bersetzungen von Texten, die nicht der â��Literaturâ�� im weitesten Sinne
zuzurechnen sind, ist nach der bisher hierzu ergangenen Rechtsprechung des BSG
im Einzelfall nÃ¤her zu prÃ¼fen, ob der notwendige sprachliche und inhaltliche
Gestaltungsspielraum nach der Natur der Sache oder den konkreten Vorgaben des
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Auftraggebers gegeben ist, um die Ã�bersetzung noch der Publizistik iS des Â§ 2 S 2
KSVG zuzurechnen zu kÃ¶nnen oder ob es sich lediglich um eine technische bzw
handwerkliche Ã�bersetzung als wÃ¶rtliche â��Kopieâ�� des Originalwerkes
handelt (vgl BSG SozR 4-5425 Â§ 2 Nr 9 RdNr 20 mwN).

28

(3) Der vorliegende Fall bietet Anlass, diese Rechtsprechung fortzuentwickeln und
weiter zu prÃ¤zisieren. ZunÃ¤chst ist festzuhalten, dass es zB bei der einfachen
Wiedergabe von Tatsachen, Nachrichten oder (Bedienungs-)Anleitungen in der
Regel an einem hinreichenden Gestaltungsspielraum fehlt, weil die erforderliche
rein handwerkliche, wÃ¶rtliche Ã�bersetzung ohne QualitÃ¤tsverlust auch von
einem Ã�bersetzungsprogramm vorgenommen werden kÃ¶nnte. Ã�bersetzungen
sind Ã¼berdies nur dann publizistische TÃ¤tigkeiten iS von Â§ 2 S 2 KSVG, wenn sie
den notwendigen Ã�ffentlichkeitsbezug aufweisen. Daran fehlt es bei der
Ã�bersetzung von GeschÃ¤ftsbriefen in der Regel, hÃ¤ufig auch bei Urkunden.
Anleitungen oder HandbÃ¼cher zur Bedienung von GerÃ¤ten richten sich
regelmÃ¤Ã�ig ebenfalls nur an einen bestimmten, abgrenzbaren Personenkreis,
nÃ¤mlich die KÃ¤ufer oder Nutzer des GerÃ¤tes. Zumindest seitdem Â§ 2 S 2 KSVG
dahingehend geÃ¤ndert wurde, dass Publizisten nicht nur â��in anderer Weiseâ��,
sondern â��in Ã¤hnlicher Weiseâ�� wie Schriftsteller und Journalisten tÃ¤tig werden
mÃ¼ssen (Art 14a Viertes Gesetz zur Ã�nderung des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 22.12.2011, BGBl I 3057), gehÃ¶rt
daher weder die Erstellung solcher Texte noch deren Ã�bersetzung zur Publizistik
(vgl dazu nÃ¤her unter 4. b)).

29

(4) Die Beurteilung, ob die Ã�bersetzung eines Textes die fÃ¼r eine publizistische
TÃ¤tigkeit iS von Â§ 2 S 2 KSVG hinreichende eigenschÃ¶pferische Leistung des
Ã�bersetzers erfordert, kann jedoch nicht an eine Differenzierung zwischen
verschiedenen Arten von Literatur anknÃ¼pfen. Der Begriff der Literatur ist weit zu
verstehen und umfasst nicht nur belletristische, schÃ¶ngeistige Texte oder
Unterhaltungsliteratur, sondern schon dem Namen nach auch wissenschaftliche
Literatur. Eine klare Abgrenzung zwischen wissenschaftlicher Fachliteratur und
anderen literarischen Texten ist nicht immer mÃ¶glich. Zu den sog Katalogberufen,
die bei erwerbsmÃ¤Ã�iger und nicht nur vorÃ¼bergehender AusÃ¼bung im
Allgemeinen ohne Weiteres als publizistische Berufe anzuerkennen sind, gehÃ¶ren
auch nicht nur die SchÃ¶pfer kÃ¼nstlerischer Texte, sondern genauso
wissenschaftliche Autoren (vgl Brachmann, aaO, Â§ 2 RdNr 61; Autorenreport, aaO,
zB S 31, 33). Es ist auch nicht gerechtfertigt, Ã�bersetzungen wissenschaftlicher
Texte grundsÃ¤tzlich nicht als publizistische TÃ¤tigkeiten anzuerkennen. Denn das
Ã�bersetzen komplexer wissenschaftlicher Texte erfordert in der Regel nicht nur
eine prÃ¤zise sprachliche AusdrucksfÃ¤higkeit in beiden Sprachen, sondern auch
ein durch hinreichendes Fachwissen geprÃ¤gtes sprachliches
EinfÃ¼hlungsvermÃ¶gen, um den Sinngehalt des Ausgangstextes vollstÃ¤ndig zu
erfassen. Fremdsprachenkenntnisse und Fachwissen einschlieÃ�lich der Kenntnisse
der Fachbegriffe in beiden Sprachen erÃ¶ffnen dem Ã�bersetzer den erforderlichen

                            11 / 15

https://dejure.org/gesetze/KSVG/2.html
https://dejure.org/gesetze/KSVG/2.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-5425%20Â§%202%20Nr%209
https://dejure.org/gesetze/KSVG/2.html
https://dejure.org/gesetze/KSVG/2.html
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%202011,%203057
https://dejure.org/gesetze/KSVG/2.html


 

sprachlichen und inhaltlichen Gestaltungsspielraum. Ein grundlegender Unterschied
ist diesbezÃ¼glich zwischen wissenschaftlicher Fachliteratur und kÃ¼nstlerischer
Literatur nicht zu erkennen.

30

cc) Den TÃ¤tigkeiten der KlÃ¤gerin fehlt es auch nicht am notwendigen
Ã�ffentlichkeitsbezug. Das wÃ¼rde selbst dann gelten, wenn sich ihre Lektorats-
und/oder Ã�bersetzungstÃ¤tigkeiten lediglich auf Promotions- und
Habilitationsschriften beschrÃ¤nken wÃ¼rde. Denn diese Schriften werden der
Ã�ffentlichkeit zur VerfÃ¼gung gestellt und sind an eine unbestimmte Mehrzahl von
Personen gerichtet. Unerheblich ist demgegenÃ¼ber, ob der Autor mit der
VerÃ¶ffentlichung oder daneben mit dem Werk noch andere Ziele â�� wie die
Erlangung eines akademischen Grades â�� verfolgt.

31

dd) Im Ã�brigen liegen auch keine Anhaltspunkte dafÃ¼r vor, dass die
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin von Beginn an auf die Bearbeitung von
Promotions- und Habilitationsschriften in einem solchen Umfang ausgerichtet war,
dass deshalb das wesentliche GeprÃ¤ge ihrer GesamttÃ¤tigkeit anders zu
beurteilen wÃ¤re. Die zuerst akquirierten AuftrÃ¤ge genÃ¼gen insoweit nicht, um
aus ihnen das GeprÃ¤ge der TÃ¤tigkeit einer BerufsanfÃ¤ngerin ableiten zu
kÃ¶nnen. Nach den eigenen Angaben der KlÃ¤gerin, ihren Werbe- und
Ã�ffentlichkeitsauftritten, ihren beruflichen FÃ¤higkeiten, Kenntnissen und ihrer
beruflichen Zielrichtung ist eine Schwerpunktbildung ihrer TÃ¤tigkeit in der
Bearbeitung von Dissertations- oder Habilitationsschriften in keiner Weise
erkennbar. Die Zielrichtung ist vielmehr bewusst breit angelegt und umfasst alle
Texte der entsprechenden Fachrichtung gleichermaÃ�en. Dies wird durch die
Entwicklung der TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin bestÃ¤tigt, die im Laufe der Zeit auch
andere umfangreiche Werke bearbeitet hat.

32

ee) Sind demnach sowohl die Lektorate als auch die Ã�bersetzungstÃ¤tigkeiten der
KlÃ¤gerin publizistische TÃ¤tigkeiten iS von Â§ 2 S 2 KSVG, gilt dies erst recht fÃ¼r
ihre Ã�bersetzungslektorate.

33

ff) Damit lag der Schwerpunkt der klÃ¤gerischen TÃ¤tigkeit im Bereich der
Publizistik. Selbst wenn nach den Feststellungen des LSG die Ã¼berwiegenden
Einnahmen der KlÃ¤gerin in 2012 auf eine Fahnenkorrektur zurÃ¼ckzufÃ¼hren
sind, war ihre GesamttÃ¤tigkeit nicht schwerpunktmÃ¤Ã�ig auf diese Arbeiten
ausgerichtet. Das ergibt sich bereits daraus, dass der Umsatzeinbruch in 2012 nach
den unangegriffenen Feststellungen des LSG vorwiegend krankheitsbedingt war.
Daraus lÃ¤sst sich aber auch nicht eine Schwerpunktbildung der TÃ¤tigkeit im
Bereich Drucksatz- und Layout rechtfertigen. Das zeigt sich nicht nur an den im LSG-
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Urteil festgestellten bereits akquirierten EinzelauftrÃ¤gen, sondern vor allem an den
beruflichen Kenntnissen und bisherigen Erfahrungen der KlÃ¤gerin sowie an ihrem
Internetauftritt.

34

c) Es ist revisionsrechtlich nicht zu beanstanden, dass das LSG die selbststÃ¤ndige
publizistische TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin auch von Anfang an als eine iS von Â§ 1 Nr 1
KSVG erwerbsmÃ¤Ã�ig und nicht nur vorÃ¼bergehend ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit
angesehen hat. Das Kriterium der ErwerbsmÃ¤Ã�igkeit dient der Abgrenzung zur
reinen Liebhaberei (BSG SozR 3-5425 Â§ 2 Nr 12 S 52; vgl auch Nordhausen in
Finke/Brachmann/Nordhausen, KSVG, 5. Aufl 2019, Â§ 1 RdNr 60 f). Die dem
zugrunde liegenden Feststellungen des LSG, der ernsthafte Wille der KlÃ¤gerin
ihren Lebensunterhalt seit September 2011 durch ihre Einnahmen aus der
selbststÃ¤ndigen publizistischen TÃ¤tigkeit zu bestreiten, sei durch den von der
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit gewÃ¤hrten ExistenzgrÃ¼ndungszuschuss und die
hierzu vorgelegten Unterlagen â�� trotz der (auch gesundheitsbedingten)
Anlaufschwierigkeiten im Jahr 2012 â�� hinreichend belegt, hat die Beklagte nicht
mit revisionsrechtlich durchgreifenden VerfahrensmÃ¤ngeln gerÃ¼gt.

35

d) Die KlÃ¤gerin war im Zeitpunkt der Aufnahme ihrer TÃ¤tigkeit im September
2011 auch nicht nach Â§Â§ 3 bis 5 KSVG versicherungsfrei. Das Erzielen eines
Mindesteinkommens war nach dem BerufsanfÃ¤ngerprivileg nach Â§ 3 Abs 2 S 1
KSVG dazu nicht erforderlich. Ein Tatbestand der Versicherungsfreiheit nach den 
Â§Â§ 4, 5 KSVG lag nicht vor.

36

4. Die Voraussetzungen der Versicherungspflicht der KlÃ¤gerin nach dem KSVG
lagen nicht nur zum Zeitpunkt der Aufnahme ihrer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit am
26.9.2011 vor, sondern darÃ¼ber hinaus auch ununterbrochen bis zur letzten
mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem LSG. Die TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin hat sich in
diesem Zeitraum â�� nach den im Revisionsverfahren bindenden Feststellungen
des LSG â�� nicht wesentlich geÃ¤ndert. Sie hat lediglich das Anfangsstadium
verlassen und hat sich in der konzeptionell ausgerichteten Weise entwickelt.

37

a) Die TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin ist auch nach der zum 1.1.2012 erfolgten
GesetzesÃ¤nderung von Â§ 2 S 2 KSVG der Publizistik zuzuordnen. Diese Norm ist
dahingehend geÃ¤ndert worden, dass nunmehr Publizist iS des KSVG nur noch
derjenige ist, der als Schriftsteller, Journalist oder â��in Ã¤hnlicher Weiseâ�� (statt
â��in anderer Weiseâ��) publizistisch tÃ¤tig ist oder Publizistik lehrt (Art 14a
Viertes Gesetz zur Ã�nderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer
Gesetze vom 22.12.2011, BGBl I 3057). Mit dieser Ã�nderung wollte der
Gesetzgeber die Handlungsempfehlung der Enquete-Kommission â��Kultur in
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Deutschlandâ�� aufgreifen und als Publizisten iS des Â§ 2 S 2 KSVG nur noch solche
Personen erfassen, deren Berufsbild und TÃ¤tigkeitsfeld sich mit den in der
Vorschrift genannten Leitberufen des Schriftstellers und des Journalisten
gleichsetzen lassen. Die Enquete-Kommission hielt eine â��SchÃ¤rfungâ�� des
bisherigen Tatbestandsmerkmals â��in anderer Weise publizistisch tÃ¤tigâ�� fÃ¼r
erforderlich, weil sie die Rechtsprechung, wonach eine â��an die Ã�ffentlichkeit
gerichtete Aussageâ�� ausreichend war (insbesondere im zitierten â��Trauerredner-
Urteilâ�� â�� BSGE 96, 141 = SozR 4-5425 Â§ 2 Nr 7), als zu weitgehend einstufte.
Dadurch wÃ¼rden Personen in den Kreis der Berechtigten einbezogen, deren
TÃ¤tigkeitsprofile sich kaum noch mit den genannten Leitberufen gleichsetzen
lieÃ�en (vgl Schlussbericht der Enquete-Kommission â��Kultur in Deutschlandâ��, 
BT-Drucks 16/7000, 4.5.1.2, B) S 301 und C) S 302). FÃ¼r die Zeit ab 1.1.2012 ist
nunmehr maÃ�geblich, ob der SelbststÃ¤ndige konkret in Ã¤hnlicher Weise
publizistisch tÃ¤tig geworden ist wie ein Schriftsteller oder Journalist (BSGE 116,
185 = SozR 4-5425 Â§ 25 Nr 10, RdNr 13; vgl auch BT-Drucks 17/7991 S 18 zu Nr
9).
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b) Auch nach der GesetzesÃ¤nderung bleibt es dabei, dass die Anerkennung als
Publizist keine bestimmte berufliche Vorbildung oder besondere WertschÃ¤tzung in
Publizistikkreisen voraussetzt. Denn auch fÃ¼r Schriftsteller und Journalisten gibt es
keine spezielle Berufsausbildung oder die Forderung einer besonderen
WertschÃ¤tzung in Fachkreisen. Eine solche Voraussetzung kÃ¶nnte zudem im
Hinblick auf die durch Art 5 Abs 1 und 3 GG gewÃ¤hrleistete Meinungs-, Kunst-,
Wissenschafts- und Pressefreiheit problematisch sein. GeschÃ¤rft werden kann der
Begriff daher insbesondere beim notwendigen Ã�ffentlichkeitsbezug. Dabei wird der
Ã�ffentlichkeitsbezug aber auch zukÃ¼nftig nicht durch ein bestimmtes
Mindestpublikum konkretisiert. Denn eine eingeschrÃ¤nkte Einbeziehung der schon
im erwÃ¤hnten Autorenreport ausdrÃ¼cklich mit aufgefÃ¼hrten wissenschaftlichen
Literatur, mit der hochspezialisierte Fachkreise hÃ¤ufig nur auf einen
zahlenmÃ¤Ã�ig eng begrenzten Interessentenkreis stoÃ�en, war mit der
GesetzesÃ¤nderung nicht beabsichtigt. Ist ein eng begrenzter Adressatenkreis aber
darÃ¼ber hinaus â�� wie im Trauerrednerfall â�� durch persÃ¶nliche
(beispielsweise freundschaftliche oder familiÃ¤re) VerhÃ¤ltnisse untereinander
verbunden und ist insbesondere das (mÃ¼ndlich oder schriftlich) verbreitete Werk
so individualisiert, dass kein Ã¶ffentliches Interesse erkennbar ist, fehlt es an einer
hinreichenden Ã�hnlichkeit zur schriftstellerischen oder journalistischen TÃ¤tigkeit.
Diese sind nÃ¤mlich regelmÃ¤Ã�ig darauf angelegt, durch ein im Ã¶ffentlichen
Interesse stehendes Thema ein zwar mÃ¶glicherweise nur kleines, aber nicht in
diesem Sinne individuell und persÃ¶nlich angesprochenes Publikum zu erreichen.
Seit der GesetzesÃ¤nderung reicht es daher nicht mehr aus, dass der Zugang offen
und unbegrenzt ist, sondern das Werk an sich muss sich schon seinem Zweck nach
an die Ã�ffentlichkeit wenden.
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c) Nach diesen MaÃ�gaben war die TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin auch Ã¼ber den
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1.1.2012 hinaus eine publizistische TÃ¤tigkeit iS des KSVG. Dem steht nicht der
fachlich begrenzte Interessentenkreis entgegen. Anhaltspunkte fÃ¼r ein individuell
eingrenzbares Publikum liegen selbst bei Promotions- und Habilitationsschriften
regelmÃ¤Ã�ig nicht vor. Diese sind â�� wie schon das LSG zutreffend ausgefÃ¼hrt
hat â�� ihrer Funktion nach auf die FÃ¶rderung eines Ã¶ffentlichen,
wissenschaftlichen Diskurses gerichtet.
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d) Die TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin war auch mit dem Ende des
BerufsanfÃ¤ngerprivilegs nach Â§ 3 Abs 2 S 1 KSVG nicht nach Â§ 3 Abs 1 S 1 KSVG
versicherungsfrei. Nach den unangegriffenen Feststellungen des Berufungsgerichts
Ã¼berschritten die aus der publizistischen TÃ¤tigkeit erzielten EinkÃ¼nfte der
KlÃ¤gerin nach Ablauf der Dreijahresfrist nach erstmaliger Aufnahme der TÃ¤tigkeit
am 26.9.2014 und im weiteren Verlauf bis zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem
LSG am 23.11.2017 die GeringfÃ¼gigkeitsgrenze nach Â§ 3 Abs 1 S 1 KSVG in
HÃ¶he von jÃ¤hrlich 3900 Euro stets deutlich.
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5. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 23.01.2020

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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